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Einführung

Im Jahre 2014 wurde in Ost und West vielfach der „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“ (G. F. Kennan) gedacht: des Ersten Weltkriegs, dessen Ausbruch sich zum 100. Mal jährte. Die bolschewistische Revolution, die drei Jahre später stattfand, verlieh dieser „Urkatastrophe“ eine neue Dimension. Sie sollte die Geschicke des 20. Jahrhunderts in einem vielleicht noch stärkeren Ausmaß prägen, als dies der Erste Weltkrieg getan hatte. Die Tatsache, dass das 20. Jahrhundert in die Geschichte als das Zeitalter der Extreme, des Massenterrors und der Lager einging, war untrennbar mit dem Petrograder Staatsstreich vom Oktober 1917 verbunden. In Russland entstand damals der erste totalitäre Staat der Moderne, die „Utopie gelangte an die Macht“ (M. Geller/A. Nekrič).1

Nicht zuletzt deshalb betrachteten einige russische Denker, anders als viele ihrer Zeitgenossen, nicht den Ersten Weltkrieg, sondern die russische Revolution als die „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“. Und in der Tat, der Erste Weltkrieg stellte zwar eine Zäsur auf dem Gebiet der Technologie des Tötens sowie im Bereich der totalen Mobilisierung der Machtreserven der jeweiligen Nation für den Krieg dar, seine Ziele waren aber eher konventionell. Er setzte im Wesentlichen die traditionelle Großmachtpolitik fort. So bildete der Erste Weltkrieg praktisch eine Neuauflage der traditionellen europäischen Hegemonialkriege und eröffnete ideologisch kein neues Kapitel in der Geschichte des Kontinents. Dies tat erst die bolschewistische Revolution. Sie hat in einem noch stärkeren Ausmaß das „kurze“ 20. Jahrhundert eingeläutet. Dieser Revolution ist auch der thematische Schwerpunkt des vorliegenden Forum-Heftes gewidmet.

In der Rubrik „Historische Texte“ publizieren wir die Abhandlung des russischen Philosophen Simon Frank „De Profundis“ aus dem Jahre 1918. Dieser Text wurde für einen gleichnamigen Sammelband geschrieben, der sich mit der Analyse der 1917 begonnenen „russischen Apokalypse“ (Vasilij Rozanov) befasste. Neben Frank beteiligten sich an diesem Band so namhafte Autoren wie Nikolaj Berdjaev, Petr Struve, Sergej Bulgakov und viele andere. Aufgrund der Bestimmungen der sowjetischen Zensur konnte der Band allerdings im bolschewistischen Russland nicht erscheinen. Er wurde erst im Jahre 1967 im Pariser Exilverlag YMCA-Press publiziert. Die deutsche Übersetzung der Abhandlung, die wir hier abdrucken, erschien im Jahre 2012 im siebten Band der vom Karl Alber Verlag herausgegebenen achtbändigen Edition der Werke von Simon Frank.2 An dieser Stelle möchte ich mich beim Karl Alber Verlag herzlich für seine Genehmigung bedanken, diesen Text im „Forum“ abzudrucken.

In seiner Abhandlung setzt sich Frank mit den tieferen Gründen für den „russischen Zusammenbruch“ auseinander und weist darauf hin, dass er sich zunächst in den Köpfen vollzogen habe, in den Köpfen der russischen Elite, die das Volk statt zu neuen Ufern ins Verderben führte. Besonders hart geht Frank mit den sozialistisch gesinnten Gruppierungen ins Gericht. Sie hätten Russland zu einer Art Experimentierfeld für ihre Programme gemacht, wobei sich deren destruktiver Charakter besonders deutlich offenbarte. Warum, fragt Frank, hat der Sozialismus, der sich im Westen in eine „friedliche ökonomische und politische Bewegung zur Verbesserung des Schicksals der Arbeiterklasse [verwandelte, in Russland] zum Zusammenbruch des Staates [… geführt]?“ 

Diese Unterschiede führt Frank darauf zurück, dass im Westen konservative und liberale Gruppierungen stark genug waren, um die revolutionäre Wucht der sozialistischen Bewegung einzudämmen. In Russland hingegen hätten sich diese Kräfte als extrem schwach erwiesen. Die russischen Liberalen hätten im Grunde kein geschlossenes weltanschauliches Konzept gehabt. Was den russischen Konservativismus anbetrifft, so befinde er sich in einem inneren Zerrüttungsprozess und verliere jeglichen Zugang zu seinen ursprünglichen religiösen Quellen.

Franks schonungslose Analyse schien lediglich den besonderen Charakter der russischen Katastrophe aufzuzeigen. In Wirklichkeit hat Russland aber viele Entwicklungen des Westens bloß um einige Jahre vorweggenommen. Und gerade deshalb hatte die Franksche Analyse von 1918 eine Relevanz, die über das spezifisch Russische hinausging. Denn die tiefe Krise des Liberalismus und des Konservativismus, die in Russland die wichtigsten Voraussetzungen für den Sieg einer totalitären Partei geschaffen hatte, erfasste einige Jahre später auch den Westen.

Im nächsten Beitrag des Heftes befasst sich der Historiker Thomas Wollschläger (Universität Koblenz-Landau) mit den deutschen Reaktionen auf die bolschewistische Revolution, und zwar am Beispiel der Ostpolitik des Wilhelminischen Reiches in den Jahren 1917–1918. Im Mittelpunkt des Beitrags stehen taktische und strategische Überlegungen des Generalstabschefs der deutschen Ostfront, General Max Hoffmann, der die damalige deutsche Russlandpolitik stark prägte. Besonders intensiv befasst sich der Autor mit den Interventionsplänen gegen das bolschewistische Regime, die Max Hoffmann sowohl im letzten Jahr des Krieges als auch in der Nachkriegszeit schmiedete. Diese Pläne erwiesen sich, wie der Autor darlegt, aufgrund ihrer unrealistischen Prämissen als undurchführbar. Handelte es sich beim Hitlerschen Überfall auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 um eine Art Anknüpfung an die Interventionspläne Hoffmanns? Mit dieser Frage befasst sich der Autor im letzten Abschnitt seines Aufsatzes.

Die Rubrik „Russische Revolution als epochale Zäsur“ wird durch den Beitrag der Eichstätter Historikerin Ekaterina Kolling abgerundet, die sich mit der prekären Lage der russischen scientific community nach dem bolschewistischen Staatsstreich beschäftigt. Die von den Bolschewiki errichtete Gesinnungsdiktatur wirkte sich im Laufe der Zeit in einem immer stärkeren Ausmaß auf die wissenschaftliche Entwicklung des Landes aus, und zwar nicht nur auf die geistes- und sozialwissenschaftlichen Disziplinen, sondern nicht selten auch auf naturwissenschaftliche Fächer. Auch die materielle Lage der Wissenschaftler hat sich infolge der Revolution und des verheerenden Bürgerkrieges dramatisch verschlechtert. Welche Optionen hatten nun die Vertreter der scientific community des Landes angesichts all dieser Grenzerfahrungen? – Exil? Innere Emigration? Zusammenarbeit mit den neuen Machthabern aus pragmatischen bzw. aus ideologischen Gründen? Die Analyse all dieser Optionen steht im Mittelpunkt des Beitrags. 

Die Ereignisse des Jahres 1917 hatten sich sehr lange angebahnt: „Hundert Jahre lang hatte die russische Gesellschaft der Zarenmonarchie mit einer Revolution gedroht“, schrieb 1927 der russische Schriftsteller Mark Aldanov.3 Es fehlte in dieser Zeit auch nicht an Warnungen und scharfsinnigen Voraussagen, in denen die künftige Entwicklung des Zarenreiches recht zutreffend prognostiziert wurde. Mit einigen dieser Prognosen befasse ich mich in meinem Artikel, der in der Rubrik „Essay“ abgedruckt wird. Der zweite Teil des Beitrags ist den Prognosen über die künftige Entwicklung des 1917 entstandenen sowjetischen Systems gewidmet.  

Der Beitrag des Bremer Slawisten und Kulturhistorikers Wolfgang Stephan Kissel, den wir in der Rubrik „Zeitgeschichte“ abdrucken, ist mit dem thematischen Schwerpunkt des Heftes eng verknüpft. Der Autor untersucht hier den Bruch, den die Ereignisse von 1917 verursachten, und zwar im innerbolschewistischen Diskurs über den Begriff „Zivilisation“. Er hebt hervor, dass in der frühsowjetischen Zeit dieser Begriff von den sowjetischen Ideologen gänzlich abgelehnt worden sei, da man ihn mit der bürgerlichen Gesellschaft assoziiert habe. Im Laufe der Zeit sollte sich allerdings die Einstellung der sowjetischen Führung zum Begriff „Zivilisation“ abmildern. Dies nicht zuletzt deshalb, weil manche westliche Kapitalismuskritiker im sowjetischen System eine Art Alternative zum bürgerlichen Staat sahen, eine Art „neuer Zivilisation“. Da aber diese Kapitalismuskritik sich nicht auf marxistische Positionen stützte, hätten sich die sowjetischen Propagandisten mit ihr nicht vorbehaltlos solidarisieren können. Eine Zäsur stellte insoweit der deutsch-sowjetische Krieg dar. Die Auseinandersetzung mit dem Dritten Reich wurde nun von der sowjetischen Führung als Kampf um die Rettung der europäischen Zivilisation dargestellt, was zu einer gänzlichen Rehabilitierung des Begriffs „Zivilisation“ führte: „Der Sieg über den Faschismus wird [… in] der spätstalinistischen Sowjetunion als entscheidender Beleg für die Einzigartigkeit des neuen sowjetischen Zivilisationstyps gedeutet“, so der Autor. 

In der Rubrik „Buchbesprechungen“ rezensiert der Heidelberger Wirtschaftshistoriker und Ökonom Eckehard J. Häberle das Buch seines Eichstätter Kollegen Hubert Kiesewetter „Karl Marx und der Untergang des Kapitalismus“. Handelte es sich bei Karl Marx um den geistigen Urheber des im Oktober 1917 entstandenen ersten totalitären Regimes der Moderne? Die Bolschewiki hatten diesbezüglich bekanntlich keine Zweifel. Karl Marx nahm in ihrem „Pantheon“ den wohl zentralen Platz ein. Wie sieht Hubert Kiesewetter diese Verbindungen? Häberle schreibt: 

Kiesewetter wendet sich […] vehement gegen [die] Sicht, welche zwischen der Theorie […] des Wissenschaftlichen Sozialismus von Marx und Engels und der Geschichte besonders des Sowjetkommunismus in Russland und seinen Satellitenstaaten […] keinen Zusammenhang sehen will, auch wenn er auch zugleich sagt, dass Marx und Engels nicht direkt für diese Geschichte verantwortlich gemacht werden können.

Was den Sieg einer „proletarischen Revolution“ in Russland anbetrifft, so lag sie zu Lebzeiten von Marx und Engels noch außerhalb der Vorstellungskraft der beiden „Klassiker des Marxismus“. Kiesewetter hebt allerdings hervor, dass die Bolschewiki sich durchaus an manche revolutionsstrategische Vorstellungen der „Klassiker“ anlehnen konnten. 

Kiesewetter analysiert nicht nur das Programm, sondern auch die persönlichen Charaktereigenschaften der Gründer des Marxismus, insbesondere diejenigen von Karl Marx. Er zitiert die Aussagen vieler Widersacher aber auch ehemaliger Gefährten von Marx, die ihn als einen hartherzigen und selbstsüchtigen Egoisten und Intriganten bezeichnen. Insofern ähnelt das hier entworfene Marx-Porträt durchaus demjenigen Marx-Bild, das der russische Philosoph und ehemalige Marxist Sergej Bulgakov 1906 gezeichnet hatte. Jähzorn und Hass, Rachegelüste und Neidgefühle hätten das Verhalten von Marx wesentlich stärker geprägt als die Liebe zu den Menschen, so Bulgakov. Bulgakov zitiert in diesem Zusammenhang den russischen Publizisten Pavel Annenkov, der Marx als einen „demokratischen Diktator“ bezeichnete.4 

Diese Kritik Bulgakovs an der Person seines ehemaligen geistigen Vorbilds ist zwar in vieler Hinsicht nachvollziehbar. Man darf aber bei der Schilderung der charakterlichen Schwächen von Marx nicht vergessen, dass auch andere bedeutende Denker und Künstler oft unangenehme und wenig freundliche Charaktereigenschaften aufwiesen, so Arthur Schopenhauer, Lev Tolstoj und sogar der von Bulgakov so bewunderte Fedor Dostoevskij. 

Was die Analyse des Marxschen Systems anbetrifft, so hebt Bul-gakov vor allem, ähnlich wie Hubert Kiesewetter, die autoritären und gewaltbejahenden Elemente dieses Lehrgebäudes hervor, die sich später nicht zuletzt im Bolschewismus voll entfalten sollten. Man sollte jedoch nicht außer Acht lassen, das es sich beim Marxschen System um ein janusköpfiges Gebilde handelte, das auch ein anderes, nämlich emanzipatorisches Gesicht hatte. Nicht zuletzt deshalb trug die marxistisch orientierte Arbeiterbewegung im 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts erheblich zur Steigerung des Selbstbewusstseins der Industriearbeiterschaft sowie zur Lösung der Arbeiterfrage bei, die in der Mitte des 19. Jahrhunderts noch als unlösbar gegolten hatte. Diese emanzipatorische Tradition des Marxismus setzte im 20. Jahrhundert die europäische Sozialdemokratie fort. Marx’ Beitrag zur Entstehung und Entwicklung der europäischen, vor allem aber der deutschen Sozialdemokratie, wird indes von Hubert Kiesewetter wiederholt hervorgehoben.

 

 

Leonid Luks
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I. Russische Revolution als epochale Zäsur	

Thomas Wollschläger

Max Hoffmann und die Entwicklung eines antibolschewistischen Interventionsplans

Die Ostfront stand fast die gesamte Kriegsdauer im Schatten der Westfront – so könnte man zumindest grob verallgemeinernd ein Bild der Lage für den Ersten Weltkrieg aus deutscher Perspektive zeichnen. Ausnahmen wie die Schlacht bei Tannenberg 1914 und der Waffenstillstand im Osten 1917 bestätigen hier die Regel, ebenso wie in ähnlicher Weise Militärpersonen im Umfeld der Westfront die Berichterstattung bestimmten. Zu den heute eher vergessenen Persönlichkeiten des deutschen Heeres an der Ostfront gehört der General Max Hoffmann. Im Schatten von Hindenburg und Ludendorff hatte Hoffmann allerdings einen entscheidenden Anteil am Sieg bei Tannenberg und den folgenden Operationen des Oberkommandos Ost (OberOst). 1916 wurde er dessen Generalstabschef und damit der operative Befehlshaber eines großen Teils der deutschen Ostfront. Internationale Aufmerksamkeit erlangte seine Rolle bei den Friedensverhandlungen von Brest-Litovsk, beinahe mehr noch seine Aktivitäten nach Kriegsende. Hoffmann propagierte nicht nur verbal antibolschewistische Themen, sondern entwickelte den Plan einer internationalen Militärintervention in Sowjetrussland – nach seinem Urheber teilweise auch als „Hoffmannplan“ bezeichnet – und wirkte innerhalb von Industriellenkreisen und auf anderen Wegen auf einen Sturz des sowjetischen Regimes hin1.

Es fiel offensichtlich vielen Zeitgenossen und außenstehenden wie internationalen Berichterstattern nicht schwer, angesichts des Eindrucks der Ereignisse von Brest-Litovsk und später dann von Hoffmanns Schriften sowie seines Auftretens seine antibolschewistische Haltung als von Anfang an gegeben anzunehmen. Dies ist jedoch nicht ganz das Bild, das sich aus seinen Aufzeichnungen und den darin enthaltenen Eindrücken ergibt. Es muss klar zwischen Hoffmanns pragmatisch-realpolitischer Haltung zu Kriegszeiten, seiner – unbestritten – festen Nachkriegsüberzeugung und der dazwischen liegenden Entwicklung differenziert werden, welche auch das Stadium einer geduldeten Partnerschaft einschloss.

Der Friedensvertrag von Brest-Litovsk und seine Folgen

Die entscheidenden Entwicklungen in unserem Zusammenhang setzten mit den revolutionären Ereignissen in Russland im Laufe des Jahres 1917 ein. Nach dem Sturz des Zaren hatte die neue Provisorische Regierung Russlands das ihrige dazu beigetragen, den Zerfall des Reiches zu beschleunigen. Der seit Mai eingesetzte Kriegsminister Kerenskij war entschlossen, mittels einer großangelegten Offensive die Armee hinter sich zu einigen, den westlichen Alliierten, die seit langem entsprechende Forderungen stellten, entgegen zu kommen und, wenn möglich, die Front der Mittelmächte zumindest gegenüber Österreich-Ungarn zurückzudrängen. Die Mittelmächte jedoch erwarteten eine solche russische Offensive bereits und veranlassten Vorbereitungen, um die deutsch-österreichische Front zu stabilisieren2. Daher traf die am 1. Juli 1917 beginnende russische Offensive auf eine gut vorbereitete deutsche Front. Trotz russischer Anfangserfolge, besonders gegen die österreichischen Truppen in Galizien, konnten deutsche Reserven an die jeweiligen Brennpunkte der Front verschoben und dadurch die Einbrüche und Angriffe nach wenigen Tagen aufgefangen und zurückgeschlagen werden. Anschließend gingen die deutschen Truppen zum Gegenangriff über und durchbrachen ihrerseits die russische Front, womit bis Ende Juli 1917 fast ganz Galizien und die Bukowina durch die Mittelmächte zurückerobert werden konnten. Auch die russischen Angriffe an der Nordwestfront konnten abgewehrt worden, was schließlich am 25. Juli zur endgültigen Einstellung der letzten russischen Offensivbemühungen führte3. Die Folgen für die russische Armee waren gravierend: Neben erheblichen Mannschaftsverlusten brach die Disziplin erneut und dauerhaft ein, zahlreiche Einheiten sowohl nichtrussischer Nationalitäten als auch russischer Kerntruppen desertierten beziehungsweise lösten sich auf. Obwohl Kerenskij seit dem 21. Juli auch Ministerpräsident war, gelang es ihm und seiner Regierung nicht mehr, die Armee wie auch die innenpolitische Lage zu stabilisieren, was schließlich im Oktober in die erneute Revolution und bolschewistische Machtübernahme in Russland führte4.

Zu den ersten Maßnahmen der Regierung der Bolschewiki unter der Führung Lenins gehörte die Fühlungnahme mit den Mittelmächten zur Aufnahme von Waffenstillstands- und späteren Friedensverhandlungen. Am 15. Dezember 1917 kam es zu einem Waffenstillstand, und am 22. Dezember begannen in Brest-Litovsk, dem Hauptquartier des Kommandos OberOst, offizielle Friedensverhandlungen zwischen der Sowjetregierung und den Mittelmächten5. Nach mehreren Verhandlungsrunden kam es im Januar zu einer festgefahrenen Situation, nachdem beide Seiten nicht bereit waren, die Forderungen der jeweils anderen anzuerkennen und insbesondere die deutsche Seite durch ein exponiertes und nachdrückliches Auftreten von Max Hoffmann auf der Annahme von Maximalforderungen bestand. Dazu gehörten weitreichende Gebietsabtretungen, die Anerkennung ehemals russischer Territorien als neue unabhängige Staaten, Demobilisierung bestimmter Einheiten, Lieferung von Material und anderes mehr. Allerdings handelte Hoffmann auf ausdrückliche Anweisung der OHL, und die geforderte Grenzziehung entsprach der realen militärischen Lage im Osten. Dies sowie die Tatsache, dass die Mittelmächte am 9. Februar einen Separatfrieden mit der von den Bolschewiki bekämpften Zentralrada der Ukraine abschlossen, führte dazu, dass der sowjetische Verhandlungsführer Trockij – gegen den Willen Lenins – am 10. Februar einseitig die Verhandlungen für beendet erklärte. Sowjetrussland verzichte zwar auf einen offiziellen Friedensschluss und –vertrag, erkläre aber den Kriegszustand für beendet6. Die Reichsregierung und vor allem Österreich hätten zwar möglicherweise diese Situation akzeptiert, jedoch setzte die OHL die Wiederaufnahme der Kampfhandlungen durch.

Nach der Abreise der sowjetischen Delegation begann am 18. Februar 1918, einige Tage nach Ablauf des Waffenstillstands, eine Großoffensive der deutschen Ostfront auf ihrer gesamten Länge von der Ostsee im Norden bis zum Schwarzen Meer im Süden. Trotz an einigen Stellen versuchten Widerstands verlief der Vormarsch der deutschen Truppen ausgesprochen mühelos. Die deutschen Truppen rückten in wenigen Tagen bis zu mehreren Hundert Kilometern vor. Sämtliche baltischen Staaten, Weißrussland, die Ukraine und Teile Westrusslands waren für die sowjetrussische Seite verloren gegangen. 

Der Regierung Lenins blieb keine andere Wahl, als sich nunmehr doch noch auf die deutschen Friedensbedingungen einzulassen. Im Laufe des Februar 1918 setzte sich Lenin gegen seine Kritiker mit dem Beschluss zur Friedensunterzeichnung durch7. Inzwischen war schon am 20. Februar die erste Fühlungsaufnahme der Sowjets mit den Deutschen erfolgt, welche allerdings auf Anweisung Hoffmanns ihre Operationen unvermindert fortsetzten8. Hoffmann setzte voraus, dass jeder Gebietsgewinn, der sich bis zur Unterzeichnung eines Friedensvertrages ergeben würde, unmittelbar Bestandteil des Vertrages sein musste.

Am 1. März 1918 begannen dementsprechend erneute Verhandlungen. Sowjetrussischer Verhandlungsführer war jetzt nicht mehr Trockij, sondern Grigorij Sokolʼnikov. Die Unterzeichnung des Friedensvertrages erfolgte nach nur knapp dreitägigen Verhandlungen am 3. März zu den deutschen Bedingungen. Diese sahen weitreichende direkte Gebietsabtretungen vor, die Anerkennung von großen Gebieten, vor allem die Ukraine, als selbstständige Staaten und weitere Bedingungen. Im Prinzip bedeuteten sie die Anerkennung der bei Friedensschluss erreichten Frontlinie als Demarkationslinie zwischen Sowjetrussland und den vorgenannten Gebieten. Große Pufferzonen blieben bis auf weiteres von den Mittelmächten besetzt, und insgesamt blieben rund eine Million Quadratkilometer Territoriums mit immensen wirtschaftlichen Ressourcen unter der Kontrolle der Mittelmächte9. 

 

Hoffmanns Verhältnis zur bolschewistischen Herrschaft 1918 – realpolitische Aspekte

Hoffmann teilte nicht die Ansicht so mancher, dass das Regime der Bolschewiki nur von kurzer Dauer sein würde. Vielmehr sah er es als wahrscheinlich an, dass die Sowjetregierung einerseits durch den Friedensvertrag, andererseits durch Maßnahmen wie die Bodenreform Fakten geschaffen hatte, welche ihr gegenüber den Konkurrenten um die Macht in Russland einen Vorteil verschafften. So schrieb Hoffmann im Mai 1918:

[Es] ist doch jetzt in Russland die Landverteilung ziemlich durchgeführt. Das Land ist den Gutsbesitzern weggenommen und den Bauern gegeben. Auch eine zukünftige Regierung, sei es Monarchie oder Kadetten, ist dadurch in recht schwieriger Lage. Nimmt sie den Bauern das Land wieder ab, hat sie erneut Revolution, die sie auch nach Neuschaffung eines Heeres nur schwer niederschlagen kann, denn auch der Soldat ist Bauer. Oder sie lässt den Bauern das Land, dann stützt sie sich auf eine breite analphabetische Demokratie ohne eine höhere Schicht, aus der sie Beamte und Offiziere nehmen kann. […] Von allen Seiten kommen Nachrichten, dass die Bolschewiki bald abgewirtschaftet hätten, ich glaube es aber noch nicht. Es ist niemand da, der sie ablösen kann, denn es ist keine Armee da, auf die sich eine neue Regierungsgewalt stützen könnte10. 

Zwei Monate später ähnlich: 

„Die Tage der Bolschewiki sollen nach Ansicht unserer Vertreter dort gezählt sein. Ich glaube an den Umsturz noch nicht so recht, da ich nicht sehe, wer der Erbe sein kann. Ob die Monarchisten den Mut und die Energie haben, muss abgewartet werden“11.

Einer der wichtigsten Gründe, weshalb Hoffmann nicht an eine absehbare Ablösung der bolschewistischen Regierung glaubte, lag demnach in den russischen Gruppen und Personen selbst, die einen Umsturz des Sowjetregimes anstrebten. Hoffmann war recht pessimistisch, ob und inwieweit er eine dieser Gruppierungen für geeignet und in der Lage sehen würde, in einer postbolschewistischen Ära die Macht in Russland übernehmen und halten zu können. Im Laufe des Jahres 1918 war er von verschiedenen solcher Kreise, wie Monarchisten, Industrielle und Bankiers, kontaktiert worden. Er hielt diese Leute zumeist für zu schwach beziehungsweise für nicht vertrauenswürdig genug:

Ich hatte gestern einen russischen Großbankier bei mir, der auf mich einen tiefen Eindruck gemacht hat. Ein Mann, wie er nur in modernen Romanen vorkommt, ein Übermensch: entweder das größte Genie auf dem Gebiet von Handel, Industrie und Handelspolitik oder ein kolossaler Schwindler. Er bot sich und seine Organisation – wie er behauptet, Banken, Eisenbahnen, Presse, Geistlichkeit, Senat usw. – zur Unterstützung an. Ich habe sie natürlich angenommen, weiß nur noch nicht, was die Sache kostet. Er solle ein Vermögen von 500 Millionen besitzen, dem natürlich riesige Schuldenverpflichtungen gegenüberstehen. Wahrscheinlich sieht er nun bei längerem Andauern der Bolschewistenherrschaft eine riesige Pleite heraufziehen, der er nur entgehen kann, wenn wir in Russland einrücken und er durch Mitarbeit dabei an der Macht bleibt12.

Hoffmann war also wenig geneigt, sich zum reinen Erfüllungsgehilfen von Interessen abgesetzter russischer Existenzen degradieren zu lassen. Dazu kam, dass Hoffmann und das Kommando OberOst aus nächster Nähe die Schwierigkeiten erlebten, welche sich zur gleichen Zeit in der Ukraine auftaten. Seit Dezember 1917 hatten die Mittelmächte neben der Sowjetregierung auch mit den Vertretern einer autonomen ukrainischen Regierung, der so genannten „ukrainischen Zentralrada“ in Kiew, verhandelt, was letztlich zur Entstehung einer von Moskau unabhängigen Ukraine als deutschem Vasallenstaat führte. Zur Wiederherstellung einer faktischen Regierungsgewalt über die Ukraine – die die Zentralrada zunächst gar nicht hatte – bedurfte es im Frühjahr 1918 größerer Militäroperationen der deutschen und verbündeten Truppen in der Ukraine, der Eroberung der Hauptstadt Kiew und eines Vormarsches bis zur Krim und wichtigen Zugängen zum Schwarzen Meer13. Aber auch nach der praktischen Besetzung der Ukraine durch die Mittelmächte und der dauerhaften Stationierung von Truppenverbänden stabilisierten sich die Verhältnisse dort keineswegs, da nahezu ständig mehrere, teils gegeneinander, teils auch gegen die Mittelmächte auftretende Gruppierungen um die Macht rangen. Die Aufstellung beziehungsweise der Einsatz eigener ukrainischer Truppenverbände, die die Rada stützen konnten, erfüllte die Erwartungen offenbar wenig14. Hoffmann begrüßte daher nachdrücklich einen Ende April 1918 erfolgten Umsturz in der Ukraine, wobei die Zentralrada durch ein nationalistisch-diktatorisches Regime unter dem so genannten Hetman Pavel Skoropadskij ersetzt wurde. Die Mittelmächte versprachen sich davon mehr Stabilität, die Einhaltung der Brester Friedensbedingungen und die Sicherstellung der erwarteten Getreide- und Materiallieferungen15. Jedoch blieb die Ukraine auch danach ein ständiger Unruheherd, dessen Kohärenz als Staat ohne die Präsenz deutschen Militärs absehbar zusammengebrochen wäre, wie sich 1919, nach dem Abzug der letzten Truppen der Mittelmächte, alsbald zeigen sollte.

Ähnliche Verhältnisse wie in der Ukraine schienen Hoffmann und andere Militärs sowie Politiker auch für Russland zu befürchten, solange die russisch-antisowjetische Opposition ähnlich zerstritten, unkalkulierbar und unzuverlässig war. Demgegenüber stellte sich die Sowjetregierung geradezu als stabil dar und hielt sich im Wesentlichen an die Verpflichtungen aus dem Friedensvertrag. Als Hoffmann den Eingang der zugesagten Gold- und Devisenzahlungen aus Moskau festhielt, konstatierte er: „Die Bolschewisten sind klug und wissen, wo sie uns anfassen“ und meinte, jetzt könne sich die sowjetrussische Seite der Zufriedenheit von Reichstag und Auswärtigem Amt gewiss sein16. Er hielt die Sowjetregierung für rational genug, die durch den Friedensvertrag erreichten Beziehungen im gegenseitigen Interesse aufrechterhalten und nicht durch vorsätzliche Aktionen gefährden zu wollen. Als am 6. Juli 1918 in Moskau der deutsche Botschafter dem Attentat einer sozialrevolutionären Gruppe zum Opfer fiel, schloss Hoffmann als einer der wenigen unmittelbar und nachdrücklich eine Beteiligung der sowjetischen Regierung an diesem Attentat völlig aus. Er zeigte sich zwar skeptisch, ob die Bolschewiki die Mörder fassen würden, hielt den Willen dazu jedoch für echt17. Ebenso ordnete Hoffmann drei Wochen später, als der deutsche Feldmarschall Hermann von Eichhorn in Kiew einem Anschlag zum Opfer fiel, diesen den Sozialrevolutionären zu und schätzte die sowjetische Seite so ein, dass diese keinesfalls so selbstzerstörerisch handeln würde. Er ordnete lediglich verstärkte Sicherheitsmaßnahmen in den besetzten Gebieten an18.

Zudem verteidigte Hoffmann trotz seiner schon durchklingenden Ansicht, dass an sich die Deutschen mit militärischen Mitteln die Sowjetmacht niederwerfen und in Russland eine wie auch immer geartete Vorkriegsordnung wiederherstellen müssten, vehement die in Brest-Litovsk umgesetzte Akzeptanz der bolschewistischen Sowjetregierung als Verhandlungspartner und den Abschluss des Friedensvertrages mit derselben:

Heute habe ich unseren Militär-Attaché aus Moskau hier, der mit der Gesandtschaft zusammen zurückgekommen ist. Es ist merkwürdig, wie sich die politische Lage in Russland im Kopfe eines Mannes, der in der Schweinerei mitten drin gesessen, und der das Schimpfen aller anständigen Elemente über die Bolschewiki-Herrschaft aus nächster Nähe mit angehört hat, anders malt als bei uns. In Moskau hält man den ganzen Frieden von Brest-Litowsk für ein Verbrechen an der Menschheit. Wie haben sich die Deutschen überhaupt nur mit diesen Kerlen einlassen können. Das ist eines großen Reiches unwürdig usw.! Dass die Bolschewisten die einzigen waren, die uns Frieden anboten, dass es uns nur infolge des Waffenstillstands und der Friedensverhandlungen gelang, die russische Armee so zu zersetzen, dass sie zusammenbrach, und dass es nur dadurch möglich war, eine Million Soldaten von Osten nach dem Westen zu überführen – das vergessen die Leute19.

Max Hoffmann bemühte sich also, den Friedensschluss pragmatisch zu sehen und fand ihn aus militärischer Sicht nicht nur gerechtfertigt, sondern geboten. Mangels einer anderen friedensbereiten Partei waren insoweit die Bolschewiki für Hoffmann genauso gut oder akzeptabel wie andere Regierungen auch20.

Bewertung der Herrschaftsausübung der Bolschewiki und ihrer Auswirkungen

Auf der anderen Seite gewann Max Hoffmann im Laufe des Jahres 1918 umfangreiche Erkenntnisse zum Charakter beziehungsweise den Herrschaftsmethoden des sowjetrussischen Regimes. Im Vorfeld der Verhandlungen von Brest-Litovsk waren den deutschen Befehlshabern Berichte über bolschewistische Gewaltakte vor allem über Kriegsgefangene und Überläufer zugetragen worden. Im Laufe der Friedensverhandlungen kam Hoffmann ins Gespräch mit verschiedenen russischen Offizieren, die als Begleitung der Verhandlungsdelegation nach Brest-Litovsk gekommen waren. Dadurch erfuhr Hoffmann aus erster Hand von Betroffenen über Repressalien gegenüber ihren Familien. Der britische General John H. Morgan gab nach Hoffmanns Tod den Inhalt eines Gesprächs zu diesem Thema wieder:

Ich gebe hiermit wieder, was er [Hoffmann] mir exakt genauso … am 4. November 1921 erzählte, als er mein Gast im Hotel Adlon war: ‚Während ich in Brest-Litowsk war, gewann einer der russischen Vertreter meine Aufmerksamkeit, da er unübersehbar ein feiner Herr war. Ich lud ihn an jenem Abend zum Essen ein und sagte zu ihm, als wir zusammen waren: „Was in Gottes Namen machen Sie hier mitten in diesem Haufen von Kriminellen?“ Er antwortete: „Ich bin hier, General Hoffmann, aus dem gleichen Grund, weshalb Sie an meiner Stelle hier wären. Ich habe eine Frau und vier Kinder“. „Was hat das damit zu tun“, fragte ich. „Alles“, antwortete er. „Die bolschewistische Regierung hat mir mit der Hinrichtung meines jüngsten Kindes gedroht, falls ich mich weigere, sie hierher zu begleiten. Sie drohten mir mit der Hinrichtung meiner Kinder und meiner Frau, einer nach dem anderen, wenn ich weiter ablehnen sollte. Deshalb bin ich hier“‘. General Hoffmann versicherte mir, dass er von zahlreichen Fällen wisse, in denen Drohungen wie diese nicht nur gemacht, sondern in all ihrem diabolischen Schrecken, auch umgesetzt worden sind21. 

Hoffmann berichtete in seinem Werk „Der Krieg der versäumten Gelegenheiten“ selbst, dass in ihm während der Zeit in Brest-Litovsk 

die ersten Bedenken auf[stiegen], ob es richtig gewesen war, sich mit den Bolschewisten in Verhandlungen einzulassen. Sie versprachen ihrem Volk Frieden und Glückseligkeit. Wenn es ihnen jetzt gelang, zunächst den ersten mit nach Hause zu bringen, musste ihre Stellung den Massen gegenüber, die den Frieden seit Jahren ersehnten, sich sehr festigen22. 

An dieser Stelle lagen die Bedenken Hoffmanns aber am ehesten noch in der Tatsache begründet, dass die sowjetrussischen Vertreter offen ihr Interesse an einer Weltrevolution bekundeten, und in der allgegenwärtigen und recht wirkungsvollen bolschewistischen Propaganda23.

Derartige Erkenntnisse, entsprechende Berichte und Erfahrungen verstärkten sich offensichtlich im weiteren Jahresverlauf. Hoffmann zögerte nicht, selbige Erkenntnisse, außer dem Umstand, dass er sie in seinen Notizen festhielt – auch auf politischer Ebene weiterzugeben, etwa an deutsche Politiker, die mit OberOst zu tun hatten:
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